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Auf die oben bezeichnete Anfrage erlaube ich mir, im Benehmen 
mit dem Herrn Bundesminister des Auswärtigen wie folgt zu 
antworten : 

Zu 1. 

Luxemburg hat den Abschluß eines Abkommens über Soziale 
Sicherheit davon abhängig gemacht, daß die luxemburgischen 
Forderungen aus der Vergangenheit in einer für Luxemburg 
befriedigenden Weise geregelt werden. Dabei handelt es 
sich insbesondere um Forderungen der luxemburgischen Ver- 
sicherungsträger, die im Zusammenhang mit der deutschen 
Besetzung in den Jahren 1940/1944 entstanden sind. 

über diese Forderungen ist im Januar und März dieses Jahres 
verhandelt worden. Zur Zeit werden weitere Verhandlungen 
in Luxemburg geführt. 

Zu 2. 

Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) hat dem Rat der EWG vorgeschlagen, das am 9, De- 
zember 1957 Unterzeichnete Europäische Abkommen über die 
Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer (Bundesarbeits- 
blatt 1958 Nr. 5 S. 101) auf Grund des Artikels 51 des EWG- 
Vertrags als Verordnung in Kraft zu setzen. Falls der Rat 
eine solche Verordnung erläßt, würde diese von ihrem In- 
krafttreten an auch im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik 
und Luxemburg gelten und daher ein deutsch-luxemburgisches 
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Abkommen über Soziale Sicherheit gegenstandslos machen. 
In diesem Falle wäre lediglich eine zusätzliche deutsch-luxem- 
burgische Vereinbarung über die Soziale Sicherheit der Grenz- 
gänger abzuschließen. Voraussichtlich wird der Rat auf 
seiner Sitzung am 1. Juli 1958 zu diesem Vorschlag endgültig 
Stellung nehmen. 

Wird die Verordnung nicht erlassen, sollen die deutsch- 
luxemburgischen Verhandlungen über Soziale Sicherheit fort- 
gesetzt werden, sobald die unter 1, genannten Forderungen 
geregelt sind. In diesem Falle kann damit gerechnet werden, 
daß die Verhandlungen noch in diesem Jahr abgeschlossen 
werden. 


Blank 



